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Beschluss des Studierendenparlaments am 30.05.16 
 
Solidarität mit Sharo Garip und den „Academics for peace“ 
 
In der Türkei lehnen sich mutige Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler 
gegen die antidemokratische und kriegerische Politik der AKP-Regierung auf. 
Weil diese Kritik ihre Machenschaften gefährdet, will die AKP-Regierung die-
se Menschen nun einschüchtern, hat DozentInnen und LehrerInnen entlas-
sen, suspendiert und ins Gefängnis gesteckt, ebenso versucht die AKP-
Regierung gegen JournalistInnen, SchülerInnen und alle Oppositionellen 
vorzugehen.  
Betroffen von den Repressionen der AKP-Regierung ist auch ein Absolvent 
der Universität Köln, Sharo Garip, der bei Prof. Kaiser 2012 zum Thema 
„Ethnische Konflikte im Vergleich Baskenland-Kurdistan“ promoviert hat. Er 
engagiert sich in der Türkei gegen die Politik der AKP-Regierung und für die 
inhaftierten Kolleginnen und Kollegen. Gegen ihn als deutschen Staatsbürger 
wurde deshalb ein Ausreiseverbot aus der Türkei verhängt. 
Das Studierendenparlament setzt sich dafür ein, dass der Senat bzw. das 
Rektorat sich in einem Brief an das Auswärtige Amt richtet mit der Forde-
rung, dass dieses sich für die Reisefreiheit von Sharo Garip einsetzt. Es ruft 
den Senat auf, sich an der Solidaritätskampagne für die „Academics for pea-
ce“ zu beteiligen. Als Bürgerinnen und Bürger haben wir Verantwortung da-
für, dass unsere Regierung sich nicht zum Teil der Verbrechen in der Türkei 
macht, um ihre eigenen (gegen Asylsuchende) zu ermöglichen. Ermöglicht 
wird ein derartiges Gebahren des türkischen Präsidenten gegenüber seiner 
Bevölkerung nämich auch durch das unterwürfige Verhalten der deutschen 
Regierung, die damit ihren unmenschlichen Flüchtlingsdeal mit der türki-
schen Regierung absichern will, der faktisch das grundgesetzlich geschütze 
Recht auf Asyl entgegen internationalem Recht aufhebt. 
 
Antragssteller*innen: SDS, HSG SoWi und Wendepunkt 
 
 


